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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Werner (Dierstorf) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3696 — 


Gesetzeswidrige Einführung von verbotenen Hormonen aus den Niederlanden 
in die Bundesrepublik Deutschland 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat mit Schreiben vom 21. August 1985 namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wann wurden von niederländischer Seite die ersten öffentlichen 
Aussagen über den Vertrieb von verbotenen Hormonen durch eine 
Firma in Sittard (Niederlande) gemacht? 

Presseberichte über den Vertrieb von verbotenen Hormonen 
durch einen Futtemüttelbetrieb in Sittard (Niederlande) wurden 
den deutschen Behörden am 5. Juni 1985 bekannt. Das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat aufgrund 
dessen unter dem 7. Juni 1985 fernschriftlich über das Auswärtige 
Amt einen Bericht der deutschen Botschaft in Den Haag über 
nähere Einzelheiten angefordert. Dieser Bericht ist am 14. Juni 
1985 hier eingegangen, enthält aber keine Aussagen über die 
etwaige Verstrickung deutscher Betriebe oder Personen in die 
Angelegenheit. 


2. Trifft es zu, daß dte deutschen Behörden erst am 27. Juni 1985, also 
ungefähr drei Wochen später, von den niederländischen Behörden 
benachrichtigt wurden? 


Die niederländischen Ermittlungsbehörden haben am 24. Juni 
1985 in einem Rechtshilfeersuchen die Staatsanwaltschaft Aachen 
gebeten, ihr bei der Beschaffung von Beweismaterial für ein in 
den Niederlanden anhängiges Verfahren gegen Angestellte der 
verdächtigen Futtermittelfabrik behilflich zu sein. 
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3. Ist den deutschen Behörden bekannt, daß belgische Mastbetriebe 
mit den verbotenen niederländischen Hormonen beliefert wurden, 
und wenn ja, seit wann? 

Hier ist nicht bekannt, ob im vorliegenden Fall belgische Mast- 
betriebe mit den verbotenen niederländischen Hormonen belie- 
fert wurden. Aus Presseberichten war früher jedoch bekannt, daß 
in Belgien verbotene Hormone eingesetzt worden sein sollten. Die 
Bundesregierung hatte dies zum Anlaß genommen, die Bundes- 
länder entsprechend zu unterrichten und um verschärfte Über- 
wachung zu bitten. In Ergänzung der von deutscher Seite ver- 
schärften Kontrollmaßnahmen wurde die EG-Kommission unter 
dem 31. Januar 1985 gebeten, sich für eine strikte Einhaltung der 
geltenden Hormonverbote auch in Belgien einzusetzen. 


4. Treffen die Aussagen niederländischer Behörden zu, daß sie durch 
Probeuntersuchungen bei Schlachttieren auf den Einsatz von ver- 
botenen Hormonen gestoßen sind? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob der vorliegende Fall 
durch Probeuntersuchungen bei Schlachttieren aufgedeckt wer- 
den konnte. Nach Auskunft der niederländischen Behörden 
besteht in den Niederlanden jedoch ein intensives Kontrollsystem, 
das u. a. histologische und analytische Untersuchungen ein- 
schließt. 


5, Sind den deutschen Untersuchungsbehörden ca. 50 Metzger in 
Nordwestdeutschland namentlich bekannt, die als Abnehmer in 
diesem Hormonfall auftraten? Sind darüber hinaus noch andere 
Fälle in anderen Gebieten bekannt? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Metzger als Abneh- 
mer für die verbotenen Hormone auf getreten sind. Den deutschen 
Behörden wurden jedoch im Zusammenhang mit dem unter 
2. genannten Rechtshilfeersuchen 51 Kälbermastbetriebe bzw. 
Schlachtbetriebe benannt, die geschäftliche Verbindungen zu der 
niederländischen Futtermittelfirma unterhalten haben. Über 
andere Fälle in anderen Gebieten ist hier nichts bekannt- 
geworden. 


6. Ist der Bundesregierung eine Mastfutterfirma bekannt, die Hor- 
mone mit falschen Papieren in die Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt und an die betreffenden Landwirte weiterverkauft hat? 


Nach Mitteilung des Ministers für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen steht eine nie- 
derländische Futtermittelfirma in Verdacht, Hormone ülegal in die 
Bundesrepublik Deutschland verbracht und an Mäster weiter- 
verkauft zu haben. 
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7. Haben die zuständigen deutschen Behörden, nachdem der Fall in 
den Niederlanden bekannt war, verstärkte Kontrollen und Unter- 
suchungen bei hiesigen Mästern und auf Schlachthöfen durch- 
geführt, und sind Importe aus den Niederlanden verschärft unter- 
sucht worden? 

Wie sich bereits aus der Antwort zu Frage 3 ergibt, werden bereits 
seit längerem verstärkt Importkontrollen durchgeführt. Nach 
Bekanntwerden der in der Antwort zu Frage 5 bezeichneten 
Betriebe wurden unverzüglich zusätzliche Kontrollen in die Wege 
geleitet. 

8. Sind möglicherweise scharfe Kontrollen von deutscher Seite aus 
erst drei Wochen nach Veröffentlichung des Falls in den Niederlan- 
den angelaufen, um hier einen Hormonskandal zu vermeiden, da 
gerade drei Wochen der Zeitraum ist, bei dem nach der letzten 
Spritze ein Nachweis von Hormonen im Fleisch nur noch schwierig 
festzustellen ist? 

Nein. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden und werden scharfe 
Kontrollen durchgeführt, um die Einhaltung der hier geltenden 
Vorschriften zu gewährleisten. 


9. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß auch auf deutschen 
Schlachthöfen Masttiere vermarktet wurden, die mit niederlän- 
dischen Hormonen gespritzt waren? 


Aufgrund der Mitteüungen der Länder geht die Bundesregierung 
davon aus, daß auf deutschen Schlachthöfen keine Masttiere 
vermarktet wurden, die mit niederländischen Hormonen gespritzt 
waren. 


10 Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Verbraucher 
künftig besser vor Schäden durch Hormonfleisch zu schützen? 


Die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Vorschriften 
sind im nationalen Bereich ausreichend wirksam, um den Ver- 
braucher vor Schäden durch Hormonfleisch zu schützen. In der 
Europäischen Gemeinschaft und gegenüber Drittländern ist 
jedoch eine EG-einheitliche Regelung erforderlich, um den Ver- 
braucherschutz den deutschen Vorstellungen entsprechend aus- 
zubauen. Die Bundesregierung setzt sich deswegen intensiv dafür 
ein, gleiche oder gleichwertige Regelungen in der Europäischen 
Gemeinschaft durchzusetzen. 


11. Hat die Bundesregierung weitere Erkenntnisse über die Anwen- 
dung nicht zugelassener oder verbotener Masthilf Stoffe, um welche 
Stoffe handelt es sich hierbei, und in welchem Umfang konnte ihre 
Anwendung festgestellt werden? 


Soweit der Bundesregierung Überwachungsergebnisse durch die 
zuständigen Länderbehörden bekanntgeworden sind, sind Ver- 
stöße nur in wenigen Einzelfällen festgestellt worden. 


3 



Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



